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Standesgefühl der Beamten und deſſen Kräftigung. 


Unter Beamten verſtehen wir nur Beamtete, d. h. ſolche, welche 
ein Amt, eine öffentliche Amtsſtellung als Berufsſtellung inne haben. 
Das ſind alſo zunächſt und hauptſächlich die Staatsbeamten. Ihnen 
können als Beamte noch angereiht werden die in den Staatsamtsfunctionen 
analogen oder die ſtaatsämtliche Thätigkeit ſupplirenden öffentlichen 
Aemtern berufsmäßig Angeſtellten, wie die Beamten der Landesämter, 
der Magiſtrate. Geht ja auch die allgemeine Volksanſchauung dahin, 
daß Beamte, Beamtete, ſolche ſeien, welche eine öffentliche Autorität repräſen⸗ 
tiren. Man muß das betonen, weil bei uns in dieſer Beziehung in den 
letzteren Jahren ſehr viel Confuſion angerichtet worden iſt. Man hat 
den Titel des Beamten mißbraucht, ja, wie es ſcheint, in der flotten, loſen 
Zeit eine Art Bauernfängerei damit getrieben. Jeder, deſſen Beſchäfti⸗ 
gung in einer Bedienſtung die Beſorgung von Schreibarbeit iſt, nennt 
ſich heute Beamter. Man bezeichnet bei uns gemeiniglich ſchon jeden 
Commis eines Bankgeſchäftes als Beamten. Die Bezeichnung Bank⸗ 
beamter iſt ſehr geläufig, obwohl es in Oeſterreich keine Staatsbank 
gibt, deren Beamtete allein berechtigter Weiſe Bankbeamte genannt 
werden könnten. Man ſpricht ſogar ausdrücklich von Privatbeamten, 
als ob der Private im Stande wäre, ein Amt zu verleihen. Die wohl 
zunächſt durch Eitelkeit veranlaßte Begriffsconfufion wurde genährt durch 
die Geſtattung von Vereinigungen, welchen man den Titel von Be⸗ 
amten⸗Vereinen führen ließ, obwohl fie nur eine Intereſſen⸗Ver⸗ 
einigung allerlei Bedienſteter überhaupt und keineswegs ausſchließlich 
der Beamten, der Beamteten, bildeten. Es ſei diesfalls an den, er 
wirthſchaftlicher Beziehung übrigens durch eine rühmenswerthe Thätig⸗ 
keit ganz beſonders hervorragenden Beamtenverein der öſterr. ungar. 
Monarchie erinnert. 

Daß eine ſo bewirkte Verwaſchung des Beamtenbegriffes nach 
außen hin einen ſchädigenden Einfluß auf den Standesgeiſt und das 


JJ 


Standesgeſühl des wirklichen Beamtenſtandes ausüben muß, liegt auf 


der Hand. Zunächſt leidet die Ehre des Standes an ſich bei ſolcher 


Verwaſchung. Die Ehre, ein öffentliches Amt zu bekleiden, wird ver⸗ 
mindert, wenn auch derjenige, welchem Aufgaben und Pflichten eines 
Amtes nicht obliegen, der Ehre, Beamter zu ſein, d. i. als ſolcher 
beim Volke zu gelten, ohneweiters, etwa blos durch den Umftand, daß 
er eine Schreibbedienſtung inne hat, theilhaftig werden kaun. Anderſeits 
wird dadurch objectiv der Begriff der Standesehre, der Begriff deſſen, 
was das Ehrenhafte ausmachen und ſomit die Ehre des Standes be⸗ 
gründen ſoll, in der allgemeinen Volksanſchauung naturgemäß reducirt 
und damit die Werthſchätzung des Standes ſelbſt. Denn der Privat⸗ 
bedienſtete, der ſich Beamter neunt, hat ſelbſtverſtändlich einen viel be⸗ 
ſchränkteren Pflichtenkreis, als der öffentliche Beamte, er kann daher 
wohl auch bei einem Betragen, das einem Beamteten unbedingt den 
Hals gebrochen hätte, noch ganz gut und als ehrenhaft in feiner Poſi⸗ 
tion verbleiben. Da man nun gemeiniglich im Volke die Standesehre 
nach der Grenze des im Stande Geduldeten, des Zugelaſſenen beurtheilt, 
fo wird auf dieſe Weiſe bei der gedachten Begriffvermengung die Grenze 
der Beamtenehre in der Volksanſchauung zu Ungunſten der Beamteten 
verſchoben und es wird die für den Stand wichtige Volkscontrole nicht 
mehr in der eigentlichen Linie der Beamtenehre geübt. 

Wir haben das Moment der Verwaſchung des Beamtenbegriffes 
beſonders betont, weil dies ſpeeifiſch öſterreichiſch iſt. 

Sonſtige ſchädigende Einflüſſe auf das Beamten⸗Standesgefühl 
ſind allgemeiner Natur, bekannt und ſchon vielfach erörtert. Desgleichen 
ſieht man und beurtheilt man die Folgen der fraglichen Einflüffe. 
Selten werden Mittel und Wege zur Abhilfe erwogen. 

Deßhalb wollen wir unſeren Leſern einige Vorſchläge zur Kräfti⸗ 
gung des Standesgefühls der Beamten mittheilen, die wir in einer 
Broſchüre, betitelt: „Zur Ausbildung und Stellung der Beamten in 
Preußen“, von Regierungsaſſeſſor Dr. G. Königs, niedergelegt finden. 

Der Verfafſer ſchreibt über den fraglichen Punkt: 

„Die ſteigende Wichtigkeit der techniſchen Beamten, die Gefahren 
der Verſuchung, denen dieſe mehr ausgeſetzt ſind als die eigentlichen 
Verwaltungs⸗Beamten, endlich die Bedeutung, welche es für den Staat 
hat, daß der Beamtenſtand eine möglichſt geachtete Stellung behaupte, 
legen es nahe, einige Einrichtungen aus dem Militärweſen einzuführen, 
welche eine Stütze des ſo wichtigen Standesgefühls oder Corpsgeiſtes 
beim Officierſtande bilden. 

Es ſind weſentlich zwei Einrichtungen: 

1) daß Keiner in die Genoſſenſchaft eintreten kann, ohne deren Zu⸗ 
ſtimmung und 

2) daß die Genoſſenſchaft das Recht hat, unwürdige Mitglieder zu 
beſtrafen und auszuſchließen, ſelbſt wenn dieſe Unwürdigkeit kein 
ſtrafrechtliches oder disciplinariſches Vergehen begründet. 

Wie wichtig und wirkſam dieſes Standesgefühl iſt, wie nothwendig 
für den Beamtenſtand ſpeciell, wird jeder einſehen, der einen Vergleich 
zwiſchen den Beamten in Preußen und in den Vereinigten Staaten 


Nord⸗Amerikas anſtellt. In letztern fehlt wegen des beſtändigen, raſchen 
Wechſels jeder Standesgeiſt. 
wie jedes Geſchäft. Die Folge iſt, daß trotz der hohen Gehälter und 
Sporteln die Corruption im öffentlichen Dienſte einen derartigen Umfang 
etecht hat, daß ſie zu einer Gefahr für das Gemeinweſen geworden 
iſt. In Preußen haben Standesgeſühl und Pflichtbewußtſein den Beamten⸗ 
ſtand hoch und rein gehalten. Inmitten einer Umwälzung aller wirth⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe hat derſelbe den Verſuchungen, mit welchen ein 
geſteigertes Erwerbsleben an ihn herantrat, trotz ſeiner ſchlechten Beſol⸗ 
dung ſiegreich widerſtanden. Die Gehälter der Beamten in Preußen 
ſind noch immer gering, ſie bedürfen der Aufbeſſerung, aber kein Beamter 
erwartet, daß ſie je den Verdienſten des Geſchäftsmannes gleichkommen. 
Ein Theil wird ſtets in Ehre bezahlt werden. 

Um dieſes Standesgefühl zu kräftigen und auch bei Zutritt neuer 
Elemente für die Zukunft zu ſichern, bringe ich obige Einrichtungen in 
Vorſchlag.“ 

Zur 
faſſer: 

„Hartgeſottene Demokraten werden ausrufen: wozu neue Standes⸗ 
Einrichtungen, wir bedürfen ebenfowenig einer beſonderen Beamten⸗Ehre, 
als einer beſonderen Officiers⸗Ehre; der Zug der Zeit geht nach Nivellirung, 
weg mit allen Standes⸗Unterſchieden, Eine Ehre für alle Bürger! 

Darauf erwiedere ich Folgendes. Die Strömung der Zeit geht 
nur gegen abgeſchloſſene, bevorrechtete Stände und Clafſen. Die richtige 
Forderung iſt: Jeder Stand ſoll jedem Befähigten ohne Unterſchied der 
Geburt und des Vermögens offen ſein; kein Stand ſoll beſondere Vor⸗ 
rechte genießen, aber Stände werden jo lange beſtehen, als es wa 
dene Berufsarten gibt. 

Weiterhin ſage ich, in allen unſern Berufsſtänden macht ſich ein 
Streben nach neuen Organiſationen geltend. Jeder Stand ſucht ſich zu 
vereinigen, um ſeine gemeinſamen Intereſſen zu vertreten und ſich geiſtig 
und materiell zu fördern. Dieſe Vereinigungen ſind freie in dem Sinne, 
daß die Ausübung des Berufs nicht vom Beitritt zum Vereine abhängt, 
aber auch in dem Sinne, daß der Verein ſelbſt über Aufnahme und 
„Ausſchließung ſeiner Mitglieder beſchließt. Nachdem die alten, unfreien, 


theoretiſchen Begründung der Vorſchläge ſagt der Ver⸗ 


150. 


Das Amt gilt als bloße Erwerbsquelle 


und Verwaltungsbeamte ſondert und die Ernennung eines neuen 
Beamten von dem Conſenſe der Beamten eines beſtimmten Bezirkes 
(bei den Verwaltungsbeamten ſolle dies der Regierungsbezirk ſein) ab⸗ 
hängig gemacht wiſſen will. Selbſtredend dürfe dieſe Bu- 
ſtimmung nur wegen moraliſcher Mängel und nicht wegen 
fehlender geiſtigen Qualificationen verſagt werden. 

Weit wichtiger wie die Aufnahme erachtet der Verfaſſer indeſſen 
die Befugniß zur Ausſcheidung, d. h. die Strafgewalt der Ehrengerichte. 
Solche will er für die entſprechenden Gruppen und Bezirke durch 
Wahl ſämmtlicher Mitglieder gebildet wiſſen. Zum Wirkungskreiſe der 
Ehrengerichte wird geſagt: 

„Die Ehrengerichte haben das Recht Rügen zu ertheilen, zeit⸗ 
weiſe zu ſuspendiren und auf Caſſation zu beſchließen. Die Erkenntniſſe 
Suspenſion und Caſſation müſſen, bevor ſie in Kraft treten, die Ge⸗ 
nehmigung des Chefs der betreffenden Centralbehörde erhalten haben. 
Ein Inſtanzenzug findet indeſſen nicht ſtatt. Bei Einrichtung dieſer 
Ehrengerichte ſind gleichzeitig die beſtehenden Disciplinargeſetze weſent⸗ 
lich abzuändern. Die Beſchwerden über ein unwürdiges Verhalten außer⸗ 
halb des Amtes würden, wenn ſie gegen Richter erhoben ſind, ſämmtlich, 
wenn ſie gegen andere Beamten gehen, wenigſtens theilweiſe der Ent⸗ 
ſcheidung der Ehrengerichte, d. h. des Beamtenſtandes ſelber zu über⸗ 
laſſen ſein. Nur die eigentlichen Dienſtvergehen und bei den nicht richter⸗ 
lichen Beamten auch ein ſolches Verhalten, welches den Betreffenden an 
ſich nicht unwürdig macht, das aber mit ſeiner Stellung als Organ der 
Executive unverträglich iſt, würden den jetzigen Disciplinar⸗Gerichten 
verbleiben.“ 

Schließlich bemerkt der Verfaſſer: 

„Dieſe Vorſchläge bekunden nichts weniger als ein Mißtrauen 
gegen unſere heutigen Beamten, ſie bezwecken umgekehrt, ihnen eine 
ı freiere Stellung und größere Befugniſſe einzuräumen, das Gefühl der 

Gemeinſamkeit unter ihnen zu beleben, den esprit du corp: wirkſamer 
zu machen und ſo das Selbſtgefühl und die Stellung des Einzelnen 
zu ſtärken. 

Man wird vielleicht einwenden; die vorgeſchlagenen Einrichtungen 
erweiſen ſich ſchon dadurch als überfläffig, daß der preußiſche Beamten⸗ 
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dem wirthſchaftlichen Fortſchritte hinderlichen Verbände zerſtört ſind, regt ſtand bisher auch ohne dieſelben ein kräftiges Standesgefühl entwickelt 
ſich ſofort der Genoſſenſchaftstrieb von Neuem, um freiere, beſſere hat. Dieſer Einwand iſt inſofern begründet, als jene Inſtitutionen keine 
Gebilde zu ſchaffen. Die landwirthſchaftlichen Vereine, die Genoſſenſchaften unumgänglichen Vorausſetzungen des Standesgeiſtes find. Letzterer kann 
und Gewerbe⸗Vereine, die kaufmänniſchen Corporationen und Handels⸗ freilich ohne fie beſtehen. Die Sorgfalt bei Anſtellung der Beamten, 
kammern find Aeußerungen dieſes Bedürfniſſes und Dranges nach Organi- der Einfluß einer ſtolzen Tradition, die Strenge der Disciplinar⸗Gerichte, 
ſation. Keine Geſellſchaft kann beſtehen, die nur aus flüchtigen Atomen endlich vor Allem der Geiſt der großen Regierungs⸗Collegien haben ein 


zuſammengeſetzt iſt. Das Streben nach Neubildungen iſt daher nichts 
weniger wie ſchädlich, ſollte vielmehr auf jede Weiſe gefördert werden. 


Jede Vereinigung, die einen kräftigen Gemeingeiſt beſitzen ſoll, 


muß einen gewiſſen Grad von Autonomie haben; ſie muß in der Auf⸗ 
nahme und Ausſchließung ihrer Mitglieder frei fein oder doch die Haupt⸗ 


reges Standesbewußtſein erzeugt und wachgehalten. Neuerdings iſt die 
Aufrechthaltung desſelben durch verſchiedene Umſtände gefährdet. 

Die Stellung der Regierungen iſt durch die Einführung der 
| Selbſtverwaltung erſchüttert, es ift nicht unmöglich, daß fie ganz ein- 
gehen und ihre Befugniſſe theils auf die Verwaltungsgerichte, theils 


Entſcheidung haben. Bei Berufsſtänden, die ſich in freien enen auf den Ober⸗ PBräfidenten übergehen. Mit den Collegial⸗ Behörden ver- 
zuſammenthun, verſteht ſich dies von ſelbſt. Schwieriger wird die Frage, ſchwindet aber ein feſter Rückhalt ſür den Einzelnen, eine Quelle des 
wenn dieſe Vereinigung gleichzeitig die thatſächliche Vorausſetzung für Standesgeiſtes und der unabhängigen Geſinnung. Mit der Vermehrung 
die Ausübung des Berufes bildet. Soweit die einzelnen Berufsgenoſſen der Techniker treten ferner Elemente in den Beamtenſtand, welche ſchon 
mehr mit dem Publicum, als untereinander in Berührung kommen, wird wegen ihrer verſchiedenen Ausbildung kein Gefühl der gemeinſamen 


der Ausſchluß aus der Vereinigung keinen Einfluß auf die Ausübung Standes⸗Angehörigkeit mitbringen, ſondern dasſelbe erſt empfangen und 
des Berufes haben. Letzterer wird aber berührt, wo der Beruf die Genoſſen ſich aneignen müſſen. Endlich iſt durch den geſtiegenen Reichthum der 


mit einander in Verbindung bringt, daher ein beſtimmtes Verhalten 
vorſchreibt und Organe zur Aufrechthaltung dieſes Verhaltens erzeugt. 
Hier werden Verſtöße nöthigenfalls mit Ausweiſung aus dem gemein⸗ 
ſchaftlichen Wirkungskreis beſtraft. 

Jeder Stand ſoll ſeine Ehre ſelbſt ſchützen, und im Stande ſein, 
die Schänder derſelben aus ſeiner engeren Gemeinſchaft auszuſcheiden. 

Es wird daher für den Beamtenſtand im Princip nichts Anderes 
verlangt, als wie für die übrigen Stände. 

Wenn bei ihnen auch die Neu⸗Aufnahme von der Zuſtimmung 
der Standesgenoſſen abhängig zu machen iſt, ſo beruht dies auf zwei 
Umſtänden. Einmal bildet der ganze Stand eine engere Gemeinſchaft, 
indem die Beamten theils durch das Zuſammenarbeiten in Collegien 
oder in denſelben Angelegenheiten, theils durch die Ueber⸗ und Unter⸗ 
Ordnung auf gemeinſames Wirken angewieſen ſind. Sodann erfordert 
das Staats⸗Intereſſe eine beſondere Harmonie und eine mehr wie ge⸗ 
wöhnliche Integrität beim Beamtenſtande.“ 

Die praktiſche Durchführung beleuchtet der Verfaſſer mit Rückſicht 
auf den preußiſchen Behörden⸗Organismus, indem er richterliche Beamte 


| erwerbenden Claſſen das Beſitz⸗Verhältniß zu Ungunſten der Beamten 
verſchoben und damit auch ihre ſociale Stellung bedroht. 

| Alle dieſe Umſtände weiſen auf die Nothwendigkeit hin, durch 
neue Mittel den Standesgeiſt und das Gefühl der Gemeinſamkeit bei 
den Beamten zu ſtärken und hierzu ſollen obige Einrichtungen dienen.“ 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Beleuchtung des Momentes des zur Frage kommen des Hei⸗ 
matrechtes. Punkt 4, des § 19 des Heimatgeſetzes. 


Franz Sch. ſchritt während ſeiner letzten Kerkerhaft im Straf⸗ 
hauſe zu Stein am 17. December 1873 mittelſt eines von der Straſ⸗ 
hausdirection aufgenommenen Protokolles um die Feſtſtellung ſeines 


Heimatrechtes ein, dieſes Protokoll wurde von der Strafhausdirection 
an die Bezirkshauptmannſchaft K. geleitet. 

Die Angaben des Sch. über ſeine Geburt und über ſeine Eltern, 
ſowie über ſeinen Aufenthalt ließen ſich nicht erweiſen und blieb nur 
conſtatirt, daß Franz Sch. von Wiener Strafgerichten ſechs Mal ab⸗ 
geſtraft worden war. Der Wiener Magiſtrat verweigerte daher die An⸗ 
erkennung feiner Zuſtändigkeit, zumal die öftere Aburtheilung des Sch. 
in Wien durchaus nicht ausſchließe, daß er ſich auch in den Vororten 
Wiens herumtrieb und ſomit auch für eine Zuweiſung noch Wien nach 
§ 19 die Criterien der Punkte 1, 2 und 3 fehlten. 

Die Bezirkshauptmannſchaft K. hat hierauf der Sache dadurch 
ein Ende machen zu können geglaubt, daß fie unterm 24. Juli 1874 
die Gemeinde Krems beauftragte, den nach Abbüßung der Kerkerſtrafe 
dort in polizeilicher Verwahrung befindlichen Franz Sch. am 27. Juli 
1874 der ſtändigen Aſſentcommiſſion in Krems vorzuführen und daß 
ſie unter Einem in Hinblick auf dieſe Vorführung den Genannten nach 
§ 19, P. 1 der Gemeinde Krems als heimatlos zuwies. 

Die Vorführung des Sch. vor die Aſſentcommiſſion wurde wegen 
feiner Erkrankung erſt am 21. September 1874 effectuirt und iſt der⸗ 
ſelbe hiebei als untauglich befunden worden. Die Gemeinde Krems hat 
aber ſchon früher gleich nach Empfang der bezirkshauptmannſchaftlichen 
Entſcheidung den Recurs an die Statthalterei ergriffen und hierin gel⸗ 
tend gemacht, daß die Zuweiſung nach 8 19, P. 1 denn doch nicht 
auf Grund eines noch gar nicht ſtattgefundenen Umſtandes erfolgen 
könne und erſt die wirkliche Vorführung die Grundlage zu einem Er⸗ 
kenntniſſe bilden könne, und daß der $ 19 P. 1 hier überhaupt keine 
Anwendung finden könne, weil ja die Gemeinde den Sch. zwangsweiſe 
in Aufenthalt übernehmen mußte und lediglich Schubſtation ſei. Der 
ganze § 19 ſetze ſtets, nicht bloß im Punkte 2 einen freiwilligen Auf⸗ 
enthalt voraus. Die Gemeinde Krems wäre zu bedauern, wenn ihr in 
ſolcher Weiſe die Sträflinge aus Stein zuwachſen würden. Es ſei gar 
nicht zu bezweifeln, daß Sch., der ſechs Mal in Wien abgeurtheilt 
wurde, dort ſich vor 1868 immer aufgehalten habe, wie er denn auch 
nach jeder Abſtrafung nach Wien inſtradirt worden ſei. 

Die niederöſterreichiſche Statthalterei hat nach Einvernehmung 
des Wiener Magiſtrates unterm 15. December 1875 dem Recurſe der 
Gemeinde Krems Folge gegeben und den Franz Sch. nach 8 19, P. 4 
der Gemeinde Stein zugewieſen, „nachdem jedes Subſtrat zur Entſchei⸗ 
dung über ſeine Zuſtändigkeit und ebenſo auch zur Anwendung der 
Punkte 2 und 3 des § 19 (längſter Aufenthalt und Geburtsort) fehlt; 
deßgleichen könne auch Punkt 1 des 8 19 nicht zur Anwendung 
kommen, weil dieſer Punkt im Zuſammenhange mit § 27 auszulegen 
und daher nach neueren Miniſterialentſcheidungen nur in Fällen der 
wirklichen Aſſentirung (nicht auch der bloßen Vorführung) anzuwenden 
ſei. Es bleibe alſo bloß der Punkt 4 des § 19 übrig. In dieſer Be⸗ 
ziehung liegt vor, daß das Heimatrecht des Sch. erſt zur Zeit ſeines 
Aufenthaltes in Stein bei ſeiner am 17. December 1873 ſtattgefunde⸗ 
nen Vernehmung in Frage kam. Aus dieſem Grunde müſſe Sch. der 
Gemeinde Stein zugewieſen werden.“ 

Jetzt recurrirte die Gemeinde Stein, indem ſie behauptete, daß 
der Punkt 4, 8 19 nur einen freiwilligen Aufenthalt im Auge haben 
könne, und daß ſonſt jene Orte, welche Strafhäuſer beſitzen, geradezu 
zu Verbrechercolonien geſtempelt würden und im hohen Grade zu be⸗ 
dauern wären. Auch die Gemeinde Stein, wie früher die Gemeinde 
Krems, weist darauf hin, daß Sch. offenbar zeitlebens in Wien ſich 
aufgehalten habe, wo er ſechs Mal aufgegriffen und abgeſtraft 
worden ſei. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 10. Juni 1876, 
3. 5496 dem Recurſe der Gemeinde Stein Folge gegeben und den 
Franz Sch. nach Punkt 4 des § 19 des Heimatgeſetzes der Gemeinde 
Wien zugewieſen, „nachdem defſen Heimatrecht ſchon früher durch ſeine 
in Wien erfolgte Anhaltung in Frage gekommen iſt“. N. 


Die Schmähung des abgebildeten Chriſtus begründet den That⸗ 
beſtand des Verbrechens der Religionsſtörung durch Gottes⸗ 
läſterung (§ 122 lit. a St. G. B.) 


Von den Geſchwornen wurde bei dem Schwurgerichtshofe in 
Linz die ihnen vorgelegte Hauptfrage: „Iſt R. H. ſchuldig, am 13. 
und 14. Juni d. J. in Gegenwart mehrerer Perſonen mit geballter 
Fauſt, auf das in der Wohnſtube ſeiner Eltern befindliche Crucifix 
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hindeutend, die Worte: „Blutiger Teufel ſteig herab!“ ausgeſprochen 
und hiedurch Gott geläſtert zu haben“, mit 10 Stimmen dejaht und 
auf Grundlage dieſes Wahrſpruches der Angeklagte wegen Verbrechens 
der Religionsſtörung nach 8 122 a St. G. verurtheilt. Der Ver⸗ 
theidiger des Verurtheilten brachte die Nichtigkeitsbeſchwerde ein und 
behauptete in derſelben: das Verdict enthalte einen Widerſpruch, indem 
die fraglichen Worte des Angeklagten keine Gottesläſterung ſeien. 
Derſelbe habe den Namen Gottes gar nicht genannt, ſondern nur ein 
Bildniß angeredet. In einem Staate wie Oeſterreich, deſſen Geſetzge⸗ 
bung keine Staatsreligion kennt, könne überhaupt nur der Gottesbegriff 
in ſeiner abſoluten Reinheit, ohne Rückſicht auf deſſen Perſonificirung 
bei verſchiedenen Conſeſſionen, Object der Gottesläſterung ſein. Demzu⸗ 
folge ſei auch die Subſumtion der dem Angeklagten zur Laſt gelegten 
That unter den $ 122 a St. G. eine unrichtige ($ 344, Z. 9 und 
11 St. P. O.). 

Bei der Verhandlung, welche hierüber bei dem k. k. Caſſations⸗ 
hofe unter dem Vorſitze des erſten Präſidenten des oberſten Gerichts⸗ 
hofes Ritter von Schmerling am 16. November 1875 vorgenommen 
wurde, führte der Hof- und Gerichtsadvocat Dr. Steiner die Nichtig⸗ 
keitsbeſchwerde nach obigen Geſichtspunkten weiter aus. 5 

Der Generalprocuratur⸗Stellvertreter Dr. v. Lizt äußerte: Der 
zweite Theil des Ausſpruches der Geſchwornen ſteht mit dem erſten 
Theile in keinem Widerſpruche, denn die von dem Angeklagten ge⸗ 
brauchten Worte ſind eine Gottesläſterung. Das Crucifix iſt für den 
Chriſten das Symbol der Erlöſung. Es ſtellt ihm den Gottmenſchen 
in dem Augenblicke dar, in welchem er für die Menſchheit das höchſte 
Opfer vollbringt und ihre Wiederverſöhnung mit Gott bewirkt. Daher 
die große Verehrung, welche dieſem Symbole überall, wo Ehriſten 
wohnen, entgegengebracht wird. Wer gegen den gekreuzigten Heiland 
durch Reden oder Handlungen abſichtlich Verachtung an den Tag legt, 
der verletzt im höchſten Grade das religiöſe Gefühl der Chriften; er 
läſtert keine Abbildung, ſondern den Gegenſtand ihrer Anbetung: Gott. 
Dies hat auch der Angeklagte gethan. Die Worte, die er gebrauchte, 
beziehen ſich nicht auſ das Bild, ſondern auf die dargeſtellte Perſon, 
denn nur die letztere kann bluten oder vom Kreuze herabſteigen. Dieſe 
Worte enthalten aber auch in ſich eine Schmähung des Mittlers, 
welchen die Chriſten Gott nennen. — Die Behauptung, daß in Oeſter⸗ 
reich nur der Gottesbegriff in ſeiner abſoluten Reinheit Object einer 
Gottesläſterung ſein könne, hat eine praktiſch faſt unfaßbare Grundlage. 
Es würde ſelbſt dem Herrn Vertheidiger ſchwer fallen, auch mit einiger 
Beſtimmtheit anzugeben, worin der Gottesbegriff in ſeiner abſoluten 
Reinheit beſteht. Die Philoſophie hat darüber gar mannigſache Anſichten 
aufgeſtellt, beſtritten, verworfen. Man wird Mühe haben, eine größere 
Anzahl von Menſchen zu finden, welche, abgeſehen von poſttiven 
Glaubenslehren, einen gleichen Gottesbegriff in ſich tragen. Die 
Geſetzgebung muß aber das praktiſche Bedürfniß der 
Staatsangehörigen vor Augen haben und iſt berufen, 
zu näch ſt die Glaubensüberzeugungen der anerkannten 
Kirchen und Religiousgenoſſenſchaften, und daher auch 
deren Gottesbegriff gegen Verſpottung und Herabwür di— 
gung zu ſchützen. Weit wichtiger als die fpeculative Auf- 
faſſung des Einzelnen von der Weſenheit Gottes iſt für 
den Staat der poſitive Glaube einer Kirche oder Religtons— 
geſellſchaft, in welchem Millionen von Staatsangehörigen 
Troſt und Erhebung finden. — Enthalten aber die dem Ange⸗ 
klagten zur Laſt gelegten Worte eine Gottesläſterung, dann iſt auch 
die Subſumtion derſelben unter den 8 122 a St. G. dem Geſetze 
ganz angemeſſen und die Nichtigkeitsbeſchwerde unbegründet.“ 

Der k. k. Caſſationshof erkannte mit Entſcheidung vom 16, 
November 1875, Z. 12014, die Nichtigkeitsbeſchwerde des R. H. 
wird verworfen und auch der von demſelben gegen das Strafausmaß 
ergriffenen Berufung keine Folge gegeben. Der Nichtigkeitswerber hat 
die Koſten des Caſſationsverfahrens ſelbſt zu tragen. Gründe: 

„Die vorliegende Nichtigkeitsbeſchwerde wird auf die Nichtigkeits⸗ 
gründe des 8 344, 3. 9 und 11 St. P. O., geſtützt. Die be⸗ 
hauptete Nichtigkeit des § 344, Z. 9, iſt nicht vorhanden, weil, wie 
die Vertretung des Nichtigkeitswerbers bei der Caſſationsverhandlung 
ſelbſt bemerkte, ein Widerſpruch im Geſchworen⸗Verdiete, welches in 
Gemäßheit des $ 318 St. P. O. die factiſchen und geſetzlichen Merk⸗ 
male der fraglichen ſtrafbaren Handlung, enthält, nicht erkennbar iſt. 
Aber auch die als Nichtigkeit nach S 344, Z. 11, geltend gemachte 


angebliche Unanwendbarkeit des § 122 lit. a St. G. auf den con- 
ſtatirten Thatbeſtand kann mit Grund nicht behauptet werden, weil 
die Norm des öſterr. Strafgeſetzes über Religionsſtörung durch Gottes⸗ 
läſterung ($ 122 lit a St. G.) nicht einen abſtracten Gottesbegriff, 
ſondern vielmehr die in dem Glauben der ſtaatlich anerkannten und 
geſchützten Eonfeſſion beſtehende Gottesvorſtellung praktiſch ſchützen will, 
und weil die den ineriminirten Thatbeſtand bildende läſternde Apoſtrophe 
an den bildlich dargeſtellten Heiland ſelbſt als eine Läſterung Gottes 
um ſo mehr zu erkennen iſt, als ſie von einem Chriſten und vor 
Ch riſten ausgeſprochen wurde.“ 


Zu §§ 52 und 56 Gemeinde⸗Ordnung für Galizien. Ein Ligui⸗ 

dationsausweis über die Caſſagebahrung eines cautionspflichtigen 

Gemeinde⸗Beamten begründet noch nicht den Beweis über die 
Erſatzpflicht desſelben. 


Ob einer Realität war eine Caution im Betrage von 315 fl. für einen 
Stadtceaſſier bücherlich ſichergeſtellt. 

Die nach Ableben des Stadtcaſſiers vorgenommene Unterſuchung 
der Stadteaſſa ergab ein beträchtliches Deficit und die Gemeinde L. 
erhob gegen den Eigenthümer der Realität die Klage auf Zahlung des 
die Dienſtescaution repräſentirenden Betrages. 

Die erſte Inſtanz hat das Klagebegehren abgewieſen, dagegen das 
k. k. O. L. G. in Krakau hat demſelben ſtattgegeben, und zwar auf 
Grundlage des der Klage angeſchloſſenen, bei der Unterſuchung der 
Caſſe verfaßten Liquidationsausweiſes. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung v. 4. Mai 
1876, 8. 1748 jedoch das erſtrichterliche Urtheil betätigt; „denn, um 
von dem Geklagten als Realſchuldner die Befriedigung der Caſſa⸗Erſätze 
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ausgenommen, deu für gewöhnliche Telegraphen⸗Aviſi geltenden Beſtimmungen 
unterworfen ſind, ſo findet auch bei der Aufgabe ſolcher Staatstelegramme die 
Ausfolgung einer Gebührenquittung ſeitens der Aufgabsſtationeu an die aufge⸗ 
benden Behörden nicht ſtatt. 
| Ueber die angeregte Frage, in welcher Weiſe bei dieſem Umſtaude die 
Auslagen für die von den verſchiedenen Behörden aufgegebenen Telegraphen⸗ 
Aviſi in den Verlagsrechnungen zu documentiren wären, hat der Herr Handels⸗ 
miniſter ſich bereit erklärt, den Telegraphenſtationen aufzutragen, in allen Fällen, 
in welchen ein Telegraphen⸗Aviſo von einer Behörde mittelſt Zuſtellungs⸗ 
buches zur Aufgabe gebracht werden ſollte, die Aufgabe durch die Unterſchrift 
des Annahmebeamten und nöthigenfalls auch durch die Beidrückung der Stampiglie 
der Telegraphenſtation beſtätigen zu laſſen, um der aufgebenden Behörde das 
Mittel zur Nachweiſung der bezüglichen Gebührenauslage an die Hand zu geben. 

Weiters hat der Herr Handelsminiſter bemerkt, daß nach Herausgabe der 
markirten Druckſorte für Telegraphen⸗Aviſi dieſe Druckſorte durch die einzelnen 
Behörden gegen Barzahlung und diesbezügliche Beſtätigung nach Maß⸗ 
gabe des Bedarfes partieenweiſe bei den Telegraphenſtationen angekauft und bei 
der Ausfertigung der aufzugebenden Aviſi an das betreffende Expedit erfolgt 
werden könne, wornach die Verwendung auf den einſchlägigen Actenſtücken in 
einer für die Koſtennachweiſung genügenden Weiſe erſichtlich gemacht werden, 
kann, ähnlich wie dies hinſichtlich der zu frankirenden Portobeträge für die ins 
Ausland abgehenden nicht recommandirten Schriftſtücke der Fall iſt. 
| Da der vom Herrn Handelsminiſter angedeutete Vorgang zur Erreichung 
des Zweckes einer gehörigen Documentirung der bezüglichen Verlagsrechnungen 
ganz geeignet erſcheint, beehre ich mich, Hochdieſelben zu erſuchen, den unterſte⸗ 
henden Behörden die Beobachtung eines dem entſprechenden Vorganges bei der 
Benützung dieſes Correſpondenzmittels empfehlen zu wollen. 

Behufs Erlaſſung der geeigneten Weiſungen an die Telegraphenämter 
wende ich mich unter Einem an den Herrn Handelsminiſter. 


aus der Hypothekarcaution anſprechen zu können, hat die Stadtgemeinde Verordnung des Handelsminiſteriums vom 2. Mai 1876, 8. 12304, 
die Liquidität dieſer Erſätze, reſp. des Umſtandes, daß der genannte für das Telegraphen-Verordnungs-Blatt. Behandlung inlän- 
Stadtcaſſier oder deſſen Nachlaßmaſſe mittelſt rechtskräftigen Erkenntniſſes diſcher Staatstelegramme als Tele graphen-Aviſi— 

der zuſtändigen Behörde für erſatzpflichtig erklärt wurde, zu beweiſen. 


Der hiefür von der Stadtgemeinde der Klage angeſchloſſene Liqui⸗ 
dationsausweis, welcher nach dem Tode des genannten Stadtcaſſiers aus 
dem Contobuche und Caſſajournale zur Ermittlung der Activ⸗Forderungen 
der Stadtgemeinde an ihre Schuldner verfaßt wurde, bildet wohl den 
Beweis, daß der Gemeindevorſtand die dort erſichtlichen Abgänge vor⸗ 
fand ($ 179 und 180 g. G. O.), ob aber dieſe dem genannten Stadt⸗ 
caſſier, und zwar ihm allein und in den ausgewieſenen Beträgen zur 
Laſt fallen und von ihm zu erſetzen ſeien, darüber liegt kein Beweis, 
namentlich kein rechtskräftiges Erkenntniß des Gemeindevorſtandes vor, 
welches ihm vermöge der durch die Gemeinde-Ordnung vom 12. Auguſt 
1866 über die Gemeindebeamten und Diener eingeräumten Disciplinar⸗ 
gewalt und Vermögensverwaltung (S8 52 56) zuſteht. 

Da der Geklagte in Abrede ſtellt, daß die Erſatzpflicht für die 
laut Liquidationsausweiſes ermittelten Abgänge dem Stadtcaſſier zur Laſt 
falle, die Stadtgemeinde aber über die Erſatzpflicht desſelben keinen 
Beweis beibringt; da es ferner dem Gerichte gar nicht zuſteht, über die 
Erſatzpflicht der nicht einmal geklagten Verlaſſenſchaftsmaſſe, reſp. der 
Erben nach dem Stadtcaſſier zu erkennen, ſo mußte das Klagsbegehren 
abgewieſen werden.“ Ger. H. 


Verordnungen. 


Erlaß des Miniſters des Innern 
Doeumentirung der Auslagen für die von den Behörden aufgegebenen Tele: 
graphen⸗Abiſi. 


Im Nachhange zu meinem Exlaſſe vom 19. April d. J., 3. 5285 *) erhalten 


Hochdieſelben im Anſchluſſe eine Abſchrift der Weiſung, welche der Herr 
Handelsminiſter in Bezug auf die Behandlung der inländiſchen Staatstelegramme 
als Telegraphen⸗Aviſi im Wege des Telegraphen⸗Verordnungsblattes erlaſſen hat. 

Da im Sinne dieſer Weiſung die als Telegraphen⸗Aviſi zur Aufgabe ge⸗ 
langenden Staatsdepeſchen in allen Beziehungen, die Art ihrer Beſtellung allein 


) Mitgetheilt in Nr. 24, auf Seite 95 des diesjährigen Jahrganges dieſer 
Zeitſchrift. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


vom 7. Auguſt 1876, 3. 6262, betreffend die 


Verantwortlicher Redaeteur: A. Heilmann. 


| Vom 1. Mai d. J. an können Staatstelegramme von zehn oder weniger 
Worten, welche zwiſchen den Telegraphenſtationen der im Reichsrathe vertretenen 
Königreiche und Länder gewechſelt werden, in allen Fällen, in welchen es von 
der abſendenden Behörde verlangt wird, als Telegraphen⸗Aviſi angenommen und 
befördert werden. 
Derartige Staatstelegramme ſind in allen Beziehungen den für gewöhnliche 
Telegraphen⸗Aviſi geltenden Beſtimmungen und Beförderungsgebühren unter⸗ 
worfen, mit der einzigen Ausnahme, daß die Beſtellung derſelben ſeitens der 
Adreßtelegraphenſtation immer couvertirt und geſiegelt ftattzufinden hat. 
Eine Gebühren⸗Creditirung hat bei den als Telegraphen⸗Aviſi zur Aufgabe 
gelangenden Staatstelegrammen nicht einzutreten; demgemäß werden dieſelben vor⸗ 
läufig bei der Aufgabe mittelſt Telegraphenmarken vorſchriftsmäßig zu frankiren, 
nach Herausgabe der in der Auflage begriffenen und mit eingedruckter 30 Kreuzer⸗ 
Marke verſehenen beſonderen Druckſorte für Telegraphen⸗Aviſi aber ausſchließlich 
auf dieſer Druckſorte auszufertigen ſein. f 8 


Perſonalienu. 


| Seine Majeftät haben dem Rechnungsrathe in Innsbruck Jakob Jöchler 
anläßlich deſſen Penſtonirung den Titel eines Oberrechnungsrathes verliehen. 
| Der Finanzminiſter hat den Finanzprocuraturs⸗Adjuncten Dr. Joſeph 
Rakic zum Secretär bei der Laibacher Finanzprocuratur ernannt. 

Der Handelsminiſter hat die bei der Telegraphen⸗Haupteaſſa in Wien 
erledigte Zahlmeiſterſtelle dem Controlor bei der gedachten Caſſa Joſef Mayr⸗ 
hauſer verliehen. 


Erledigungen. 


2 Militär⸗Rechnungsacceſſiſtenſtellen bei den Rechnungsabtheilungen der 
Militär⸗Intendanzen mit dem Gehalte von je jährl. 600 fl. und dem compe⸗ 
tenten⸗Quartier⸗Aequivalente, bis Ende September. (Amtsbl. Nr. 205.) 

2 Ingenieurſtellen für den Staatsbaudienſt in Tirol und Vorarlberg mit 
der neunten Rangsclaſſe, bis Ende October. (Amtsbl. Nr. 206.) 

Finanzeommiſſärsſtelle bei der Finanz⸗Landesdirection in Linz in der 
neunten, eventuell eine Finanzconcipiſtenſtelle in der zehnten. Rangsclaſſe, bis 
Mitte October. (Amtsbl. Nr. 211.) 5 ü 
| Kanzliſtenſtelle bei der k. k. Franz⸗Joſeſs⸗Univerſität in Czernowitz in 
der eilften Rangsclaſſe, bis 10. October. Amtsbl. Nr. 212.) 

i Proviſoriſche Regierungsſecretärsſtelle in Krain mit der achten Rangsclaſſe 


bis Ende September. (Amtsbl. Nr. 212.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


